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LANXESS Aktiengesellschaft

Köln

WKN 547040
ISIN DE0005470405

Wir berufen hiermit die

ordentliche Hauptversammlung
der LANXESS Aktiengesellschaft mit Sitz in Köln ein

auf Mittwoch, den 19. Mai 2021, 
um 10:00 Uhr MESZ.

Die ordentliche Hauptversammlung findet mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft als sog. virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten auf Grundlage von 
§ 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungs-
eigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der Covid-19-Pandemie (sog. Covid-19-Gesetz) statt. 

Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Geschäftsräume am Sitz der Gesellschaft, 
Kennedyplatz 1, 50569 Köln. Für die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter) besteht kein Recht und keine Möglichkeit zur physischen Anwesenheit 
am Ort der Hauptversammlung. Die gesamte Hauptversammlung wird für die angemeldeten Aktionäre oder ihre 
Bevollmächtigten live in Bild und Ton im InvestorPortal auf der Internetseite der Gesellschaft, erreichbar unter 

hv.lanxess.de,

übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt ausschließlich im Wege der Briefwahl oder 
durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Die Aktionäre werden 
gebeten, insbesondere den Abschnitt „Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung“ 
(siehe Abschnitt II.1) zu beachten. 
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I. TAGESORDNUNG

1.	� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des 
gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 
2020 mit dem zusammengefassten Lagebericht für die 
LANXESS Aktiengesellschaft und für den Konzern, ein-
schließlich des erläuternden Berichts zu den Angaben 
nach §§ 289a Absatz 1 sowie 315a Absatz 1 HGB, sowie 
des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 
2020

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahres-
abschluss und den Konzernabschluss gebilligt. Der Jahres-
abschluss ist damit nach § 172 Satz 1 AktG festgestellt. Eine 
Beschlussfassung durch die Hauptversammlung entfällt daher. 

Die Unterlagen zu diesem Tagesordnungspunkt sind über die 
Internetseite der Gesellschaft unter hv.lanxess.de zugänglich. 
Das Manuskript der Rede des Vorstandsvorsitzenden zu die-
sem Tagesordnungspunkt wird dort vorab veröffentlicht, um 
angemeldeten Aktionären die Einreichung von Fragen dazu 
zu ermöglichen.

2.	� Beschlussfassung über die Verwendung  
des Bilanzgewinns

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn des 
Geschäftsjahres 2020 in Höhe von EUR 130.210.957,93 wie 
folgt zu verwenden: 

	 – �Ausschüttung einer Dividende von	 EUR 1,00 
�je dividendenberechtigter  
Stückaktie	 EUR 86.346.303,00,

	 – Gewinnvortrag	 EUR 43.864.654,93,
	 Bilanzgewinn insgesamt	 EUR 130.210.957,93.

	� Bei den angegebenen Beträgen für die Gewinnausschüttung 
und den Gewinnvortrag wurden die bei Fassung des Be-
schlussvorschlags von Vorstand und Aufsichtsrat vorhandenen 
dividendenberechtigten Stückaktien (86.346.303) zugrunde 
gelegt. Die Gesellschaft hält 1.101.549 eigene Aktien, die nicht 
dividendenberechtigt sind.

	� Sollte sich die Zahl der dividendenberechtigten Stückaktien bis 
zum Tag der Hauptversammlung verändern, wird der Haupt-
versammlung ein an diese Änderung wie folgt angepasster 
Beschlussvorschlag unterbreitet werden: Der Dividenden
betrag je dividendenberechtigter Stückaktie von EUR 1,00 
bleibt unverändert. Sofern sich die Anzahl der dividenden-
berechtigten Stückaktien und damit die Dividendensumme 
erhöht, vermindert sich der Gewinnvortrag entsprechend. 
Sofern sich die Anzahl der dividendenberechtigten Aktien 
und damit die Dividendensumme vermindert, erhöht sich der 
Gewinnvortrag entsprechend.

	� Die Auszahlung der Dividende erfolgt am Montag, den 
24. Mai 2021. 

3.	� Beschlussfassung über die Entlastung  
der Mitglieder des Vorstands

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäfts-
jahr 2020 amtierenden Mitgliedern des Vorstands für dieses 
Geschäftsjahr Entlastung zu erteilen. 

4.	� Beschlussfassung über die Entlastung  
der Mitglieder des Aufsichtsrats

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2020 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für dieses 
Geschäftsjahr Entlastung zu erteilen. 

5.	 Wahlen zum Prüfer

	� Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung des 
Prüfungsausschusses – vor, die PricewaterhouseCoopers 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, 

5.1 �zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das 
Geschäftsjahr 2021 sowie

5.2 �zum Prüfer für die prüferische Durchsicht des im 
Halbjahresfinanzbericht 2021 enthaltenen verkürzten 
Abschlusses und Zwischenlageberichts für den Konzern

zu wählen. 

	� Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung 
gemäß Art. 16 Absatz 2 und Absatz 6 der Verordnung (EU) 
Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. April 2014 frei von ungebührlicher Einflussnahme 
Dritter ist und ihm insbesondere keine Klausel auferlegt wurde, 
die seine Auswahl auf bestimmte Abschlussprüfer begrenzt 
hat.

6.	� Beschlussfassung über die Billigung des 
Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder

	� Nach dem durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten 
Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) neu geschaffenen § 120a 
Absatz 1 AktG hat die Hauptversammlung über die Billigung 
des vom Aufsichtsrat vorgelegten Systems zur Vergütung 
der Vorstandsmitglieder bei jeder wesentlichen Änderung 
des Vergütungssystems, mindestens jedoch alle vier Jahre 
Beschluss zu fassen. Der Aufsichtsrat hat mit Wirkung 
zum 1. Januar 2021 und unter Berücksichtigung der Vorgaben 
des § 87a Absatz 1 Aktiengesetz das in der Anlage zu Tages-
ordnungspunkt 6 wiedergegebene System zur Vergütung der 
Vorstandsmitglieder beschlossen. 
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	� Der Aufsichtsrat schlägt vor, das in der Anlage zu dieser 
Tagesordnung wiedergegebene Vergütungssystem für die 
Vorstandsmitglieder zu billigen.

7.	� Beschlussfassung über die Vergütung  
für die Aufsichtsratsmitglieder 

	� Nach § 113 Absatz 3 AktG in der nach dem Gesetz zur Umset-
zung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) geltenden 
Fassung ist mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der 
Aufsichtsratsmitglieder Beschluss zu fassen, wobei ein die 
Vergütung bestätigender Beschluss zulässig ist. Die Vergütung 
der Aufsichtsratsmitglieder ist konkret in § 12 der Satzung fest-
gesetzt. Das zugrundeliegende abstrakte Vergütungssystem 
ist in der Anlage zu dieser Tagesordnung beschrieben.

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die in der Anlage zu 
dieser Tagesordnung wiedergegebene Vergütung der Auf-
sichtsratsmitglieder zu bestätigen.

ANLAGEN ZUR TAGESORDNUNG

Anlage zu Tagesordnungspunkt 6:  
Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder

Grundsätze und Ziele des Vergütungssystems
Der Aufsichtsrat hat im Geschäftsjahr 2020 auf Basis des 
Gesetzes zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie 
(ARUG II) und der neuen Fassung des Deutschen Corporate 
Governance Kodex (DCGK) vom 16. Dezember 2019 das Ver-
gütungssystem für die Mitglieder des Vorstands überarbeitet. 
Unter besonderer Berücksichtigung der nachhaltigen sowie der 
strategischen Ausrichtung von LANXESS wurden im neuen, vom 
Aufsichtsrat beschlossenen und ab dem 1. Januar 2021 geltenden 
Vergütungssystem wesentliche Änderungen umgesetzt. Insbe-
sondere wird sowohl die kurzfristige variable Vergütung als auch 
die langfristige variable Vergütung auf jeweils zwei messbaren 
Zielgrößen basieren. Zudem wurde die Gewichtung der Anteile 
von kurz- und langfristiger variabler Vergütung dahingehend 
festgesetzt, dass die langfristigen Vergütungsbestandteile die 
kurzfristigen überwiegen. Das überarbeitete Vergütungssystem 
findet seit dem 1. Januar 2021 mit einer Ausnahme für die 
laufenden Vorstandsverträge Anwendung. Um die bisher verein-
barte Gewichtung der einzelnen Vergütungselemente und damit 
die Höhe der Gesamtvergütung aufrechtzuerhalten, wurde für 
einen Teil der laufenden Vorstandsverträge die Empfehlung des 
DCGK noch nicht umgesetzt, wonach der Anteil der langfristigen 
variablen Vergütung den der kurzfristigen variablen Vergütung 
überwiegen soll. Bei zukünftigen Wieder- oder Neubestellungen 
von Vorstandsmitgliedern wird der Aufsichtsrat in allen abzuschlie-
ßenden neuen Vorstandsverträgen das neue Vergütungssystem 
zur Anwendung bringen.

Das Vergütungssystem für den Vorstand ist darauf gerichtet, die 
Vorstandsmitglieder entsprechend ihrem Aufgaben- und Ver-
antwortungsbereich angemessen zu vergüten und die Leistung 
eines jeden Vorstandsmitglieds sowie den Unternehmens
erfolg zu berücksichtigen. Ziel des Vergütungssystems ist es, 
eine erfolgreiche und nachhaltige Unternehmensführung zu 
unterstützen. Die Vergütungsstruktur von LANXESS ist deshalb 
darauf ausgerichtet, Anreize für eine erfolgreiche Arbeit zur nach
haltigen Unternehmensentwicklung, zur Erreichung strategischer 
Unternehmensziele und an einer langfristigen Wertschaffung 
für unsere Aktionäre zu setzen. Hierbei richten sich die beiden 
langfristigen variablen Komponenten an der Unternehmensent-
wicklung über mehrere Jahre aus und setzen damit langfristige 
Verhaltensanreize. Dadurch, dass eine dieser langfristigen Vergü-
tungskomponenten die Entwicklung des Aktienkurses im Vergleich 
zu einem Index berücksichtigt, wird die Zielsetzung des Manage-
ments mit den unmittelbaren Interessen der Aktionäre in Einklang 
gebracht. Bei der Ausgestaltung der Vorstandsvergütung legt der 
Aufsichtsrat des Weiteren Wert darauf, dass diese weitgehend 
im Einklang mit dem Vergütungssystem der oberen Führungs
ebenen steht, um eine einheitliche Anreizwirkung innerhalb des 
Managements von LANXESS sicherzustellen. 

Verfahren zur Festsetzung sowie zur 
Überprüfung der Vorstandsvergütung
Der Aufsichtsrat beschließt gemäß § 87a AktG ein klares und 
verständliches Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands. 
Die Beschlüsse des Aufsichtsrats über das Vergütungssystem 
werden vom Präsidium des Aufsichtsrats vorbereitet. Das Präsi-
dium bereitet zudem die regelmäßige Überprüfung des Systems 
und die Höhe der Vergütung der Vorstandsmitglieder durch den 
Aufsichtsrat vor. Bei Bedarf empfiehlt es dem Aufsichtsrat Ände-
rungen vorzunehmen. 

Der Aufsichtsrat legt das von ihm beschlossene Vergütungs
system bei jeder wesentlichen Änderung, mindestens aber alle 
vier Jahre, der Hauptversammlung zur Billigung vor. Sollte die 
Hauptversammlung das jeweils zur Abstimmung gestellte System 
zur Vorstandsvergütung nicht billigen, wird spätestens in der da-
rauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes 
Vergütungssystem zur Billigung vorgelegt. 

Die Angemessenheit der Vergütung wird regelmäßig vom Auf-
sichtsrat überprüft. Hierbei bedient er sich unabhängigen externen 
Personalberatungsunternehmen. Eine solche Überprüfung hat 
zuletzt im Geschäftsjahr 2019 stattgefunden. Bei dieser Über-
prüfung wurde die Vorstandsvergütung mit der der Unternehmen 
des MDAX sowie zudem mit der einer Gruppe ausgewählter 
Chemieunternehmen verglichen. Diese Vergleichsgruppe besteht 
aus folgenden Unternehmen: AkzoNobel, Beiersdorf, Clariant, 
Covestro, Evonik, Henkel, K+S, Linde, Lonza, Merck, Royal DSM, 
Solvay, Symrise, Wacker Chemie. Diese Unternehmen wurden 
vom Aufsichtsrat aufgrund ihrer Vergleichbarkeit hinsichtlich 
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Geschäftsmodell, Umsatz, Marktkapitalisierung, Bilanzsumme und 
Mitarbeiterzahl ausgewählt. Kriterien für die Angemessenheit der 
Vergütung umfassen insbesondere die Aufgaben des jeweiligen 
Vorstandsmitglieds, seine persönliche Leistung, die wirtschaftliche 
Lage, den Erfolg und die nachhaltige Entwicklung des LANXESS 
Konzerns. Darüber hinaus werden die Üblichkeit der Vergütung 
bei vergleichbaren Unternehmen und die Vergütungsstruktur 
innerhalb des Unternehmens hinsichtlich des Verhältnisses der 
Vorstandsvergütung zur Vergütung des oberen Führungskreises 
und der Belegschaft sowohl insgesamt als auch in der zeitlichen 
Entwicklung berücksichtigt.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind verpflichtet, jegliche Interes-
senkonflikte dem Aufsichtsrat mitzuteilen. In diesem Fall nehmen 
die Aufsichtsratsmitglieder nicht an den Beschlussfassungen zu 
den betreffenden Tagesordnungspunkten teil. Sollte es zu einem 
dauerhaften und unlösbaren Interessenkonflikt kommen, wird das 
betreffende Aufsichtsratsmitglied sein Amt niederlegen. 

Nach dem Aktiengesetz kann der Aufsichtsrat vorübergehend von 
dem Vergütungssystem abweichen, wenn dies im Interesse des 
langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft notwendig ist und 
das Vergütungssystem das Verfahren des Abweichens sowie die 
Bestandsteile des Vergütungssystems nennt, von denen abgewi-
chen werden kann. Ein solches Abweichen setzt verfahrensmäßig 

einen ausdrücklichen Beschluss des Aufsichtsrats voraus, in dem 
konkret die Dauer der Abweichung sowie die Abweichung als sol-
che, aber auch der Grund hierfür in angemessener Form beschrie-
ben sind. Sachlich kann der Aufsichtsrat insbesondere vorüber
gehende Abweichungen bei den erfolgsabhängigen variablen 
Vergütungskomponenten beschließen, aber auch Abweichungen 
von der Grundvergütung und den anderen Vergütungskompo-
nenten, wenn dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens 
der Gesellschaft liegt. 

Vergütungsbestandteile im Überblick
Das Vergütungssystem beinhaltet mit Wirkung zum 1. Januar 2021 
die in der nachfolgenden Übersicht genannten Bestandteile. Inhalt 
des Vergütungssystems sind zudem eine Einbehalts- und Rück
forderungsklausel („Clawback“) sowie eine Aktienhalteverpflich-
tung, die die Vorstandsmitglieder verpflichtet, einen definierten 
Anteil der Vergütung in Aktien zu investieren und die Aktien für 
die Dauer des Vorstandsmandats zu halten, sog. Share Ownership 
Guideline. Gegenstand des Vergütungssystems ist ebenfalls ein 
zeitlich begrenztes Recht zur außerordentlichen Kündigung im 
Falle eines Kontrollwechsels mit beschränkter Abfindungsregelung 
(„Change of Control“). Aus der Übersicht ergeben sich ferner die 
relativen Anteile der einzelnen Vergütungskomponenten an der 
Gesamtzielvergütung der Vorstandsmitglieder.

Übersicht über die Vorstandsvergütung
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Vergütungskomponenten im Einzelnen:
Die Bestandteile der Vergütung der Mitglieder des Vorstands sind 
neben der festen Vergütung die kurz- und langfristigen variablen 
Vergütungskomponenten Annual Performance Payment des Vor-
stands (APP) und der Long Term Incentive Plan (LTI) sowie die 
Altersversorgung. Die beiden variablen Komponenten APP und 
LTI orientieren sich am jährlichen bzw. am mehrjährigen Erfolg 
von LANXESS und honorieren somit die nachhaltige wertorien-
tierte Entwicklung des Unternehmens. Die langfristige variable 
Vergütungskomponente LTI setzt sich aus dem Long Term Stock 
Performance Plan (LTSP) und dem Sustainability Performance 
Plan (SPP) zusammen. Die Gewichtung der Anteile von kurz- und 
langfristiger variabler Vergütung sind dahingehend festgesetzt, 
dass die langfristigen Vergütungsbestandteile die kurzfristigen 
überwiegen. Nachfolgend werden die einzelnen Bestandteile des 
Vergütungssystems, das eine Obergrenze für die Vergütung der 
Mitglieder des Vorstands vorsieht, sowie die Vergütungsstruktur 
detailliert erläutert.

Feste Jahresvergütung und Nebenleistungen
Die erfolgsunabhängige Komponente umfasst die feste Jahres-
vergütung sowie geldwerte Vorteile, die sich im Wesentlichen 
aus den nach steuerlichen Regelwerken zu berücksichtigenden 
Werten, wie z. B. für die Nutzung von Dienstwagen, ergeben. Die 
feste Jahresvergütung der Mitglieder des Vorstands ist leistungs-
bezogen, marktorientiert und an der Vergütung der bereits zuvor 
erwähnten Vergleichsgruppe ausgerichtet. Sie wird monatlich in 
zwölf gleichen Teilen als Entgelt gezahlt. Die geldwerten Vorteile 
sind auf 15 % der festen Jahresvergütung begrenzt.

Kurzfristige variable Vergütung
Das APP des Vorstands berücksichtigt nunmehr zwei statt bisher 
eine messbare Zielgröße: 

›› ein finanzielles Ziel mit einem Anteil von 80 % des individu
ellen APP sowie 

›› ein nicht-finanzielles Ziel mit einem Anteil von 20 % des 
individuellen APP. 

Die Ziele und die Auszahlungskurven für das APP des Vorstands 
werden jährlich vor Beginn des Geschäftsjahres vom Aufsichtsrat 
einheitlich für alle Mitglieder des Vorstands festgelegt. Eine nach-
trägliche Anpassung ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Das finanzielle Ziel ist zurzeit die für den LANXESS Konzern 
zentrale Steuerungsgröße, das EBITDA vor Sondereinflüssen. 
Eine 100%ige Zielerreichung wird bei einem bestimmten, vom 
Aufsichtsrat vor Beginn des Geschäftsjahres festgelegten EBITDA 
vor Sondereinflüssen erreicht. Zwischen diesem Zielwert und der 
Unter- bzw. Obergrenze (0 % und 200 %) folgt die Auszahlungs-
kurve jeweils einem linearen Ansatz. Beim Erreichen des vom 

Aufsichtsrat gesetzten finanziellen Ziels entspricht die APP-Ziel
erreichung 100 %. Das finanzielle Ziel des Vorstands wird nach 
Ablauf des Geschäftsjahres im Vergütungsbericht veröffentlicht.

Das nicht-finanzielle Ziel ist derzeit die Million-Arbeitsstunden-
Quote (MAQ) der Unfälle mit Ausfalltagen. Dies spiegelt die 
hohe Bedeutung der Sicherheit der Mitarbeiter und Standorte 
für LANXESS wider. Die Auszahlungskurve der MAQ, die mit einer 
Nachkommastelle berichtet wird, berücksichtigt einen Stufenan-
satz, um die bestehende positive Meldekultur von Ereignissen zu 
erhalten. Eine 100%ige Zielerreichung wird bei einem bestimm-
ten, vom Aufsichtsrat vor Beginn des Geschäftsjahres festgelegten 
Wert erreicht. Die Untergrenze der Zielerreichung beträgt 0 %, 
die Obergrenze liegt bei 200 %. Das langfristige Bestreben ist 
es, jeden Unfall zu vermeiden. Deshalb wird LANXESS immer 
ein ambitioniertes Ziel setzen.

Der APP Auszahlungsprozentsatz bezieht sich beim Vorstand und 
den Führungskräften in der Ebene unterhalb des Vorstands auf den 
individuell zugrunde liegenden APP-Prozentsatz. Für die ordent
lichen Vorstandsmitglieder entspricht ein Auszahlungsprozentsatz 
von 100 % auch 100 % der festen Jahresvergütung. Für den 
Vorstandsvorsitzenden entspricht ein Auszahlungsprozentsatz 
von 100 % hingegen 125 % der festen Jahresvergütung.

Innerhalb des APP besteht die Möglichkeit der Gewährung eines 
anlassbezogenen Ermessensbonus. Dieser dient der Würdigung 
besonderer Leistungen bzw. zur Schaffung eines zusätzlichen 
Anreizes und wird nur als Teil des APP des Vorstands gewährt 
werden. Er ist auf 20 % der festen Jahresvergütung begrenzt. 
Der Ermessensbonus kann nur in Ausnahmefällen zum Einsatz 
kommen und bedarf einer transparenten Begründung durch 
den Aufsichtsrat. 

Die maximale Zielerreichung für das APP des Vorstands (inkl. des 
Ermessensbonus) ist auf 200 % begrenzt. 

Der Aufsichtsrat behält sich weiterhin vor, eine Kürzung des APP 
vorzunehmen, sollten gravierende Arbeitssicherheits- und/oder 
Umweltprobleme auftreten.

Langfristige variable Vergütung
Der Vorstand ist dazu angehalten, sich langfristig für das Unter
nehmen zu engagieren, Nachhaltigkeit zu fördern und zu erzielen. 
Dies bedeutet einen effizienten Umgang mit dem von Aktionären 
und Investoren zur Verfügung gestellten Kapital. Die starke 
Orientierung an Nachhaltigkeit begreift LANXESS als wichtigen 
Aspekt der eigenen Wettbewerbsfähigkeit, nicht zuletzt da diese 
in ihren unterschiedlichen Facetten immer stärker von Kunden und 
Konsumenten eingefordert wird. Durch Mechanismen wie Emissi-
onszertifikate nimmt nachhaltiges Produzieren auch direkt Einfluss 
auf unsere finanziellen Leistungen. Insgesamt ist Nachhaltigkeit 
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daher ein wichtiger Bestandteil unserer Strategie, die sich nun 
auch im Vergütungssystem widerspiegelt. 

Das LTI besteht ebenfalls aus zwei messbaren Zielgrößen, die für 
alle Vorstandsmitglieder einheitlich festgelegt werden: 

›› einer an der Aktienkursentwicklung orientierten Komponen-
te in Form des Long Term Stock Performance Planes (LTSP) 
mit einem langfristigen Anteil des individuellen LTI von 60 % 
sowie 

›› einer Nachhaltigkeitskomponente in Form des Sustainability 
Performance Plans (SPP) mit einem langfristigen Anteil des 
individuellen LTI von 40 %.

Die aktienbasierte Vergütungskomponente LTSP bemisst sich 
nach der Kursentwicklung der LANXESS Aktie im Vergleich zu 
einem Referenzindex, derzeit der MSCI World Chemicals Index. 
Das bestehende LTSP erstreckt sich über vier Tranchen, wobei 
jährlich die Performance bestimmt und am Ende der jeweils vier-
jährigen Laufzeit der Tranchen die Auszahlungsquote auf Basis der 
jährlichen Einzelwerte berechnet wird. Bei Fälligkeit der Tranche 
nach jeweils vier Jahren werden die Anrechte sofort in einen 
etwaigen Auszahlungsbetrag gewandelt. Die Auszahlungskurve 
folgt jeweils zwischen dem Zielwert von 100 % und der Unter- 
bzw. Obergrenze (0 % und 200 %) einem linearen Ansatz. Die 
maximale Zielerreichung ist auf das Zweifache des individuellen 
LTSP-Zielprozentsatzes begrenzt. 

Der SPP incentiviert die Erreichung  von langfristigen Nachhal-
tigkeitszielen. Die Bemessungsperiode dieser Komponenten 
beträgt ebenfalls vier Jahre. Angelehnt an das von LANXESS 
veröffentlichte Zwischenziel für 2025 hat der Aufsichtsrat erst-
malig für das Jahr 2024 ein CO2e-Ziel beschlossen, welches im 
SPP berücksichtigt wird. In den Folgejahren kann ein anderes 
Zielkriterium gewählt werden, das den jeweiligen Fokus des Un-
ternehmens reflektiert. Durch diesen Mechanismus soll ermöglicht 
werden, unterschiedliche Facetten der Nachhaltigkeit zu betonen. 
Das Ziel und die Auszahlungskurve für das SPP werden jährlich 
vor Beginn des Geschäftsjahres vom Aufsichtsrat festgelegt. 
Eine nachträgliche Anpassung ist, außer bei den CO2-Zielen zur 
Berücksichtigung von M&A-Transaktionen, grundsätzlich aus-
geschlossen. Die Auszahlungskurve folgt jeweils zwischen dem 
Zielwert von 100 % und der Unter- bzw. Obergrenze (0 % und 
200 %) einem linearen Ansatz. Die maximale Zielerreichung ist auf 
das Zweifache des individuellen SPP-Zielprozentsatzes begrenzt.

Die Bezugsgröße für das LTSP sowie das SPP ist die feste 
Jahresvergütung.

Altersversorgung
Bei der Altersversorgung für die Mitglieder des Vorstands handelt 
es sich um einen beitragsorientierten Pensionsplan, der nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses den Mitgliedern des Vor-
stands Leistungen im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung 
gewährt. Dabei handelt es sich um Leistungen, die bei Erreichen 
der Altersgrenze von 60 bzw. 62 Lebensjahren, im Falle der 
dauerhaften Arbeitsunfähigkeit und im Todesfall an die Hinter-
bliebenen erbracht werden. 

Die Altersversorgung sieht einen von der Gesellschaft zu erbrin-
genden Beitrag in Höhe von jeweils 50 % bzw. 56,25 % beim 
Vorstandsvorsitzenden der festen Jahresvergütung vor. Darüber 
hinaus ist von den Vorstandsmitgliedern ein Eigenbeitrag aus 
Entgeltumwandlung in Höhe von 12,5 % des APP des Vorstands 
zu leisten. Dieser Eigenbeitrag kann von den Vorstandsmitgliedern 
auf bis zu 25 % des APP erhöht werden. Grundlage der Berech-
nung des Eigenbeitrags ist das zur Auszahlung kommende APP, 
jedoch maximal begrenzt auf eine 100%ige Zielerreichung. Die 
Summe der Beiträge ist auf eine maximale Obergrenze begrenzt. 
Im Versorgungsfall können bis zu 30 % des verzinslich angesam-
melten Kapitals in eine Rentenleistung umgewandelt werden. Bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses vor Erreichen der Alters-
grenze von 60 bzw. 62 Lebensjahren erbringt die Gesellschaft 
bestimmte Zusatzbeiträge bis zu einer festgelegten Höchstgrenze.

Maximalvergütung
Gemäß den Vorgaben des § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG hat der 
Aufsichtsrat einen absoluten Euro-Betrag als Maximalvergütung 
der Vorstandsmitglieder der in einem Geschäftsjahr gewährten 
Vergütung festgelegt. Die Maximalvergütung wurde für jedes 
Vorstandsmitglied einzeln festgelegt und schließt jeweils sämtliche 
festen und variablen Vergütungsbestandteile mit ein. Für den Vor-
standsvorsitzenden Matthias Zachert liegt die Maximalvergütung 
bei EUR 9,4  Mio. pro Jahr, für die ordentlichen Vorstandsmitglie-
der Herrn Dr. Anno Borkowsky und Frau Dr. Stephanie Coßmann 
jeweils bei EUR 3,5 Mio. pro Jahr und für alle übrigen ordentlichen 
Vorstandsmitglieder, aktuell sind dies Herr Michael Pontzen und 
Herr Dr. Hubert Fink, jeweils bei EUR 4,1 Mio. pro Jahr.

Share Ownership Guideline
Die seit dem Jahr 2018 bestehende und im Jahr 2020 angepass-
te Share Ownership Guideline (SOG), eine Richtlinie zur Aktien-
halteverpflichtung, legt die Höhe der Investition der Vorstands-
mitglieder in Aktien der LANXESS AG fest. Die Mitglieder des 
Vorstands sind verpflichtet, über einen Zeitraum von vier Jahren 
einen definierten Anteil der Vergütung in Aktien der LANXESS 
AG zu investieren und die Aktien bis zur Beendigung des Dienst-
verhältnisses nachweisbar zu halten (SOG-Ziel). Der Erwerb und 
Bestand wird jährlich überprüft. Das SOG-Ziel beträgt, wie für 
deutsche Unternehmen marktüblich, für den Vorsitzenden des 
Vorstands 150 % und für die übrigen Mitglieder des Vorstands 
100 % ihrer festen Jahresvergütung. 
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Die Einhaltung dieser Verpflichtung ist jährlich während der 
vierjährigen Aufbauphase und danach alle drei Jahre nachzu-
weisen. Etwaige Dividenden aus den erworbenen LANXESS-
Aktien stehen den Vorstandsmitgliedern zu. Ansonsten hat eine 
Dividendenzahlung keine Auswirkungen auf die Vergütung der 
Vorstandsmitglieder. 

Clawback
Für die variable Vergütung besteht eine Einbehalts- und Rück-
forderungsregelung (Clawback). Die Regelung ermöglicht es 
dem Aufsichtsrat, bei schwerwiegender Pflichtverletzung eines 
Vorstandsmitglieds gegenüber der Gesellschaft die variable Ver-
gütung ganz oder teilweise einzubehalten oder, im Falle einer 
bereits erfolgten Auszahlung, zurückzufordern. 

Unabhängig davon besteht bei schädigendem pflichtwidrigem 
Verhalten der Vorstandsmitglieder auf gesetzlicher Grundlage die 
Möglichkeit zu einer Kürzung von Auszahlungen bzw. zu einem 
Rückgriff.

Vertragslaufzeiten und Beendigung der 
Vorstandstätigkeit
Der Aufsichtsrat beachtet bei der Bestellung von Mitgliedern des 
Vorstands sowie der Dauer der Vorstandsverträge die aktienrecht-
lichen Vorgaben und die Empfehlungen des DCGK. Bei einer 
erstmaligen Bestellung zum Vorstand beträgt die Bestelldauer 
und die Dauer des Dienstvertrags in der Regel drei Jahre. Bei 
Wiederbestellungen liegt die Höchstdauer der Dienstverträge 
bei fünf Jahren.

Die jeweiligen Dienstverträge sind befristet abgeschlossen und 
enden mit Fristablauf ohne gesonderte Kündigungsfrist. Im Fall 
eines Kontrollwechsels (Change of Control) haben die Vorstands-
mitglieder ein zeitlich beschränktes Sonderkündigungsrecht wie 
im nachfolgenden Abschnitt beschrieben. Davon unberührt bleibt 
das Recht beider Parteien zu einer außerordentlichen Kündigung 
aus wichtigem Grund.   

Die Dienstverträge aller Vorstandsmitglieder sehen eine generelle 
Begrenzung einer etwaigen Abfindung vor („Abfindungs-Cap“), 
nach der Zahlungen an ein Vorstandsmitglied bei vorzeitiger 
Beendigung der Vorstandstätigkeit den Wert von zwei Jahres-
vergütungen einschließlich der variablen Vergütungsbestandteile 
nicht überschreiten, keinesfalls aber mehr als die Restlaufzeit 
des Vertrags vergüten dürfen. Keine Zahlung einer Abfindung ist 
vorgesehen bei einer Niederlegung des Mandats durch das Vor-
standsmitglied selbst sowie einer Kündigung des Dienstvertrags 
durch die Gesellschaft aus wichtigem Grund.

Kontrollübernahme (Change of Control)
Zahlungen im Falle einer Kündigung des Dienstvertrags aufgrund 
einer Kontrollübernahme (Change of Control) werden auf zwei 
feste Jahresvergütungen jeweils zuzüglich des APP des Vor-
stands und des SPP bei 100 % Zielerreichung unter anteiliger 
Berücksichtigung der verbleibenden Restlaufzeit zum Zeitpunkt 
der Beendigung des Vertrags begrenzt.

Antrittsboni
Die Zahlung von Antrittsboni ist bei LANXESS grundsätzlich 
nicht üblich.

Nachvertragliche Wettbewerbsverbote
Nachvertragliche Wettbewerbsverbote sind nicht vorgesehen. 
Für die Zeit nach Beendigung des Dienstvertrags kann jedoch 
eine Vereinbarung zum nachvertraglichen Wettbewerbsverbot 
getroffen werden. Im Falle eines nachvertraglichen Wettbewerbs-
verbots soll im Einklang mit dem DCGK die Abfindungszahlung 
auf die Karenzentschädigung angerechnet werden.

Bezüge aus Nebentätigkeiten
Soweit Mitglieder des Vorstands Aufsichtsratsmandate oder ähn-
liche Ämter in Beteiligungsgesellschaften, an denen LANXESS 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, oder in Verbänden und 
ähnlichen Zusammenschlüssen, denen die Gesellschaft aufgrund 
ihrer geschäftlichen Betätigung angehört oder nahe steht, im 
In- und/oder Ausland wahrnimmt, ist diese Tätigkeit mit der ver-
einbarten festen Jahresvergütung abgegolten. Für die genannten 
Ämter geleistete Vergütungen sind LANXESS mitzuteilen und 
werden von den vereinbarten Bezügen abgezogen.

Aufsichtsratsmandate und Mandate in vergleichbaren Kontroll
gremien von Wirtschaftsunternehmen außerhalb des LANXESS-
Konzerns können nur nach vorheriger Zustimmung des Auf-
sichtsrats wahrgenommen werden. Der Aufsichtsrat wird in 
diesen Fällen auch entscheiden, ob und inwieweit die Vergütung 
anzurechnen ist.
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Anlage zu Tagesordnungspunkt 7:  
Vergütung für die Aufsichtsratsmitglieder 
Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder der LANXESS 
Aktiengesellschaft ist in § 12 der Satzung (nachfolgend beigefügt 
als Anlage) festgesetzt. Danach erhalten die Aufsichtsratsmitglie-
der für ihre Tätigkeit jährlich eine feste Vergütung. Eine variable 
Vergütung, die vom Erreichen bestimmter Erfolge bzw. Ziele 
abhängt, ist für die Aufsichtsratsmitglieder nicht vorgesehen. Die 
Höhe der festen Vergütung hängt im Einzelnen von den übernom-
menen Aufgaben im Aufsichtsrat bzw. in dessen Ausschüssen 
ab. Für die Teilnahme an Aufsichtsrats- und Ausschusssitzungen 
erhalten die Aufsichtsratsmitglieder zudem ein Sitzungsgeld. Die 
Regelungen nach § 12 der Satzung finden Anwendung seit der 
Zeit nach Ablauf der letzten ordentlichen Hauptversammlung 
am 27. August 2020.

Das der Satzungsregelung zugrundeliegende abstrakte Vergü-
tungssystem für die Aufsichtsratsmitglieder stellt sich im Einzelnen 
wie folgt dar (Angaben nach § 113 Absatz 3 Satz 3 i. V. m. § 87a 
Absatz 1 Satz 2 AktG):

1.	� Das System zur Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder sieht 
eine reine Festvergütung zuzüglich eines Sitzungsgeldes ohne 
erfolgsorientierte variable Bestandteile und ohne aktienbasierte 
Vergütung vor. Die Gewährung einer reinen Festvergütung 
entspricht der überwiegenden Praxis in anderen großen 
deutschen, börsennotierten Gesellschaften. Vorstand und 
Aufsichtsrat sind der Auffassung, dass eine reine Festvergü-
tung der Aufsichtsratsmitglieder am besten geeignet ist, um 
die Unabhängigkeit des Aufsichtsrats zu stärken. Dadurch soll 
er seiner Beratungs- und Überwachungsfunktion gegenüber 
dem Vorstand effektiv nachkommen. Hinzu kommt, dass sich 
der Umfang der Arbeitsbelastung und des Haftungsrisikos 
der Aufsichtsratsmitglieder in aller Regel nicht parallel zum 
wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens und der Ertrags-
lage der Gesellschaft entwickelt. Vielmehr erfordern häufig 
gerade schwierige Zeiten, in denen sich eine variable Ver-
gütung typischerweise reduziert, eine besonders intensive 
Beratung und Überwachung durch die Aufsichtsratsmitglieder. 
Eine reine Festvergütung von Aufsichtsratsmitgliedern ist auch 
in der Anregung G.18 Satz 1 des DCGK vorgesehen. 

2.	� Die Aufsichtsratsvergütung besteht aus den folgenden 
Bestandteilen:

	 2.1 � Die feste Jahresvergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats 
beträgt EUR 80.000. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
erhält das Dreifache dieses Betrags, also EUR 240.000, 
der stellvertretende Vorsitzende das Eineinhalbfache, also 

EUR 120.000. Entsprechend der Empfehlung G.17 Satz 
1 des DCGK wird damit der höhere zeitliche Aufwand für 
den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz im Aufsichts-
rat bei der Bemessung der Vergütung berücksichtigt. 

	 2.2 � Für Ausschussmitgliedschaften wird eine zusätzliche 
Vergütung nach folgenden Regeln gewährt: Aufsichtsrats
mitglieder, die einem Ausschuss angehören, erhalten 
grundsätzlich zusätzlich eine Hälfte der Festvergütung, 
also jeweils EUR 40.000. Dies sind der Prüfungs-
ausschuss und das Präsidium des Aufsichtsrats der 
LANXESS AG. Dies gilt nicht für Aufsichtsratsmitglieder, 
die dem Nominierungsausschuss angehören. Diese erhal-
ten jeweils lediglich ein Achtel der Festvergütung zusätz-
lich, also zusätzlich EUR 10.000. Für die Mitgliedschaft 
in dem gem. § 27 Absatz 3 MitbestG zu bildenden Aus-
schuss (sog. Vermittlungsausschuss) wird keine zusätz-
liche Vergütung gewährt.

Für den Vorsitz in Ausschüssen gilt Folgendes: Der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses erhält zusätzlich 
ein weiteres Halb der festen Vergütung, also zusätzlich 
EUR 40.000. Aufsichtsratsmitglieder, die in einem an-
deren Ausschuss als dem Prüfungsausschuss oder dem 
Nominierungsausschuss den Vorsitz führen, erhalten 
zusätzlich ein Viertel der festen Vergütung, also jeweils 
zusätzlich EUR 20.000. Für den Vorsitz im Nominierungs-
ausschuss wird ebenso wie für den Vorsitz im Vermitt-
lungsausschuss keine zusätzliche Vergütung gewährt. 

In Übereinstimmung mit der Empfehlung G.17 Satz 1 des 
DCGK wird der höhere zeitliche Aufwand des Vorsitzen-
den und der Mitglieder etwaiger Ausschüsse angemessen 
berücksichtigt. Dabei fällt erfahrungsgemäß besonders 
für den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses sowohl in 
qualitativer als auch in quantitativer Hinsicht ein erheblich 
höherer Vorbereitungs- und Arbeitsaufwand an. Deshalb 
wird der Vorsitz im Prüfungsausschuss höher vergütet als 
in den übrigen Ausschüssen. Die Mitgliedschaft im Nomi-
nierungsausschuss wird wegen der in den letzten Jahren 
gestiegenen Bedeutung und dem damit verbundenen 
zeitlichen Aufwand ebenfalls zusätzlich vergütet, jedoch 
wegen der im Vergleich zu den anderen Ausschüssen 
geringeren Arbeitsbelastung nur in reduziertem Maße. 
Eine zusätzliche Vergütung für den Vorsitz im Nominie-
rungsausschuss ist nicht vorgesehen. Mitgliedschaft und 
der Vorsitz im Vermittlungsausschuss werden ebenfalls 
nicht gesondert vergütet.
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	 2.3 � Zusätzlich erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats für 
jede Sitzung des Aufsichtsrats und eines Ausschus-
ses, dem sie angehören, ein Sitzungsgeld in Höhe von 
EUR 1.500 pro Sitzung. Für Sitzungen des Vermittlungs-
ausschusses wird kein Sitzungsgeld gezahlt.

	 2.4 � Insgesamt erhält ein Mitglied des Aufsichtsrats als Ver-
gütung (bestehend aus der festen Jahresvergütung und 
der zusätzlichen Vergütung für Vorsitz oder Mitgliedschaft 
in Ausschüssen) maximal das Dreifache der festen Ver-
gütung. Dies sind maximal jeweils EUR 240.000. Diese 
Grenze gilt auch für den Vorsitzenden und seinen Stell-
vertreter. Hinzu kommt das Sitzungsgeld für jede Sitzung. 

	 2.5 � Sämtliche Vergütungen und das Sitzungsgeld werden 
zuzüglich Umsatzsteuer in der vom jeweiligen Aufsichts-
ratsmitglied geschuldeten gesetzlichen Höhe gezahlt.

	 2.6 � Die Gesellschaft hat zugunsten der Aufsichtsratsmitglieder 
eine Haftpflichtversicherung (sogenannte D&O-Versiche-
rung) abgeschlossen, welche die gesetzliche Haftpflicht 
für Pflichtverletzungen aus der Aufsichtsratstätigkeit unter 
Berücksichtigung eines Selbstbehalts abdeckt. Außerdem 
erstattet die Gesellschaft jedem Aufsichtsratsmitglied 
auf Nachweis seine angemessenen Auslagen sowie 
gegebenenfalls die auf den Auslagenersatz gesetzlich 
geschuldete Umsatzsteuer. 

3.	� Aufgabe des Aufsichtsrats ist die Beratung und Überwachung 
des Vorstands, der die Gesellschaft unter eigener Verant-
wortung leitet und deren Geschäfte führt. Die Mitglieder des 
Aufsichtsrats haben Anspruch auf eine angemessene Ver
gütung, die sowohl ihrer Struktur als auch ihrer Höhe nach die 
Anforderungen an das Aufsichtsratsamt, die zeitlichen Belas-
tungen sowie die Verantwortung der Aufsichtsratsmitglieder 
für die Gesellschaft berücksichtigt. Dem wird die bestehende 
Satzungsregelung zur Aufsichtsratsvergütung gerecht. Die 
Höhe und Ausgestaltung der Aufsichtsratsvergütung ist – gera-
de auch im Hinblick auf die Aufsichtsratsvergütungen anderer 
vergleichbarer börsennotierter Gesellschaften in Deutschland 
– marktgerecht. Dabei hat die Gesellschaft sich an den nach 
dem Kriterium der Marktkapitalisierung kleineren deutschen 
DAX- und größeren deutschen MDAX-Unternehmen orientiert. 
Durch die so ausgestaltete Vergütung des Aufsichtsrats soll 
die Gesellschaft hervorragend qualifizierte Kandidaten mit 
wertvollen, fach- und branchenspezifischen Kenntnissen für 

den Aufsichtsrat gewinnen und halten. Dadurch soll die Voraus-
setzung für eine bestmögliche Ausübung der Beratungs- und 
Überwachungstätigkeit durch den Aufsichtsrat geschaffen und 
ein wesentlicher Beitrag zur Förderung der Geschäftsstrategie 
und der langfristigen Entwicklung der Gesellschaft geleistet 
werden. 

4.	� Die Vergütung für die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat und seinen 
Ausschüssen ist vier Wochen nach Ende des Geschäftsjahres 
fällig. Die dem jeweiligen Aufsichtsratsmitglied in einem 
Geschäftsjahr zustehenden Sitzungsgelder sind zum gleichen 
Zeitpunkt fällig. Weitere Aufschubzeiten für die Auszahlung 
von Vergütungsbestandteilen bestehen nicht. 

5.	� Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist abschließend in 
der Satzung geregelt. Die Vergütung ist an die Dauer der Mit-
gliedschaft zum Aufsichtsrat sowie die Dauer der Zugehörigkeit 
zu den Ausschüssen gekoppelt. Aufsichtsratsmitglieder, die 
nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat 
oder einem Ausschuss angehören oder in einem Ausschuss 
den Vorsitz geführt haben, erhalten eine zeitanteilige Vergütung 
(sog. pro rata temporis-Anpassung). Diese Berechnung erfolgt 
dabei tagesgenau. Zusagen von Entlassungsentschädigungen, 
Ruhegehalts- oder Vorruhestandsregelungen bestehen nicht.

6.	� Die Vergütungsregeln gelten gleichermaßen für Anteilseigner-
vertreter und Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat. Die Ver-
gütungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer 
waren und sind für das Vergütungssystem des Aufsichtsrats 
ohne Bedeutung. Dies ergibt sich schon daraus, dass die Auf-
sichtsratsvergütung für eine Tätigkeit gewährt wird, die sich 
grundlegend von der Tätigkeit der Arbeitnehmer unterscheidet. 
Ein vertikaler Vergleich mit der Arbeitnehmervergütung wäre 
nicht sachgerecht. 

7.	� Das Vergütungssystem des Aufsichtsrats wird von der Haupt-
versammlung auf Vorschlag des Vorstands und des Aufsichts-
rats beschlossen. Vorstand und Aufsichtsrat werden die Ver-
gütung der Aufsichtsratsmitglieder regelmäßig und fortlaufend 
überprüfen und der Hauptversammlung in Übereinstimmung 
mit § 113 Absatz 3 Satz 1 und 2 AktG mindestens alle vier 
Jahre zur – ggf. bestätigenden – Beschlussfassung vorlegen. 
Da die Vergütung in der Satzung geregelt ist, ist bei Änderung 
des Vergütungssystems zugleich eine Satzungsänderung er-
forderlich. Soweit aus Sicht des Aufsichtsrats sinnvoll, zieht er 
dabei einen unabhängigen externen Vergütungsberater hinzu.

	�
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	� Es liegt in der Natur der Sache, dass der Aufsichtsrat durch 
seine Beschlussvorschläge an die Hauptversammlung zur 
Beschlussfassung über die Festsetzung der Aufsichtsratsver-
gütung in eigener Angelegenheit tätig ist. Dies entspricht dem 
vom Aktiengesetz vorgesehenen Verfahren. Die Entscheidung 
über die Vergütung des Aufsichtsrats selbst obliegt aber der 
Hauptversammlung. Hinzu kommt, dass bei börsennotierten 
Gesellschaften die jeweiligen Vergütungen des Aufsichtsrats 
öffentlich bekannt und damit für die Hauptversammlung bei 
ihrer Entscheidung transparent sind.

Anlage:  
§ 12 der Satzung der Gesellschaft in der am 
27. August 2020 beschlossenen Fassung
(1)	�Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält für seine Tätigkeit eine 

feste jährliche Vergütung von jeweils EUR 80.000 („feste 
Vergütung“). Der Vorsitzende erhält das Dreifache, sein Stell-
vertreter das Eineinhalbfache der festen Vergütung.

(2)	�Aufsichtsratsmitglieder, die einem anderen Ausschuss als 
dem Nominierungsausschuss angehören, erhalten zusätz-
lich ein Halb der festen Vergütung. Aufsichtsratsmitglieder, 
die dem Nominierungsausschuss angehören, erhalten zu-
sätzlich ein Achtel der festen Vergütung. Der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses erhält zusätzlich ein weiteres Halb 
der festen Vergütung. Aufsichtsratsmitglieder, die in einem 
anderen Ausschuss als dem Prüfungsausschuss oder dem 
Nominierungsausschuss den Vorsitz führen, erhalten zusätz-
lich ein Viertel der festen Vergütung. Für die Mitgliedschaft 
in dem gem. § 27 Abs. 3 MitbestG zu bildenden Ausschuss 
und für den Vorsitz im Nominierungsausschuss wird keine 
zusätzliche Vergütung gewährt. Insgesamt erhält ein Mitglied 
des Aufsichtsrats im Rahmen der vorstehenden Regelungen 
maximal das Dreifache der festen Vergütung.

(3)	�Die feste Vergütung ist vier Wochen nach Ende des Geschäfts
jahres fällig. Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines 
Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat oder einem 
Ausschuss angehören oder in einem Ausschuss den Vorsitz 
geführt haben, erhalten eine im Verhältnis der Zeit geringere 
feste Vergütung.

(4)	�Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse erhält 
für jede Aufsichtsratssitzung und Ausschusssitzung, an der es 
teilnimmt, ein Sitzungsgeld von EUR 1.500. Der gem. § 27 
Abs. 3 MitbestG zu bildende Ausschuss gilt nicht als Ausschuss 
im Sinne dieses Absatzes 4. Die dem jeweiligen Aufsichtsrats-
mitglied in einem Geschäftsjahr zustehenden Sitzungsgelder 
sind zusammen mit der für das Geschäftsjahr zu zahlenden 
festen Vergütung fällig.

(5)	�Sämtliche Vergütungen im Sinne der Absätze 1 bis 4 verstehen 
sich zuzüglich Umsatzsteuer in der vom Aufsichtsratsmitglied 
gesetzlich geschuldeten Höhe.

(6)	�Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern die 
durch die Ausübung des Amts entstehenden Auslagen ein-
schließlich einer etwaigen auf den Auslagenersatz entfallenden 
Umsatzsteuer.

(7)	�Die Gesellschaft kann zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder 
eine Haftpflichtversicherung abschließen, welche die gesetz-
liche Haftpflicht aus der Aufsichtsratstätigkeit abdeckt.
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II. �WEITERE INFORMATIONEN ZUR 
EINBERUFUNG UND DURCHFÜHRUNG 
DER HAUPTVERSAMMLUNG

1. �Durchführung der Hauptversammlung  
als virtuelle Hauptversammlung

	� Die Hauptversammlung wird mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
der Gesellschaft nach Maßgabe des Covid-19-Gesetzes als 
sog. virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten abgehalten. 

	� Ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete 
Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten haben die Möglichkeit, 
die gesamte Hauptversammlung mittels elektronischer Zu-
schaltung in Bild und Ton live zu verfolgen. Die Stimmrechts
ausübung der angemeldeten Aktionäre erfolgt ausschließlich 
im Wege der Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 

	� Den angemeldeten Aktionären oder ihren Bevollmächtigten 
wird ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommuni-
kation eingeräumt. Den angemeldeten Aktionären oder ihren 
Bevollmächtigten wird die Möglichkeit eingeräumt, auf elek-
tronischem Wege Widerspruch gegen einen Beschluss der 
Hauptversammlung zu erklären. Die weiteren Einzelheiten 
hierzu werden im Folgenden dargestellt.

2. �Voraussetzungen für die Teilnahme  
an der virtuellen Hauptversammlung  
und Ausübung des Stimmrechts

	� Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung (d. h. 
Verfolgung der Hauptversammlung im Wege elektronischer 
Zuschaltung in Bild und Ton) und zur Ausübung des Stimm-
rechts sind diejenigen Aktionäre – persönlich oder durch einen 
Bevollmächtigten – berechtigt, die 

	 – �sich in Textform in deutscher oder englischer Sprache bei 
der Gesellschaft angemeldet haben, und 

	 – �ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
und zur Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen haben, 
entweder per Nachweis ihres Anteilsbesitzes durch den 
Letztintermediär in Textform in deutscher oder englischer 
Sprache oder per Nachweis ihres Anteilsbesitzes durch den 
Letztintermediär in Textform gemäß den Anforderungen 
des § 67c Absatz 3 AktG in Verbindung mit Artikel 5 der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212.

	� Letztintermediär im vorgenannten Sinne ist, wer als Intermediär 
für einen Aktionär Aktien einer Gesellschaft verwahrt. Inter-
mediär ist eine Person, die Dienstleistungen der Verwahrung 

oder der Verwaltung von Wertpapieren oder der Führung von 
Depotkonten für Aktionäre oder andere Personen erbringt, 
wenn die Dienstleistungen im Zusammenhang mit Aktien von 
Gesellschaften stehen, die ihren Sitz in einem Mitgliedsstaat 
der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
haben.

	� Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 
21. Tages vor der Hauptversammlung, also Mittwoch, 28. April 
2021, 00:00 Uhr (MESZ), beziehen (Nachweisstichtag). 

	� Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der 
Gesellschaft spätestens am Mittwoch, den 12. Mai 2021, 
24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maßgeblich), unter folgender 
Adresse zugehen: 

LANXESS Aktiengesellschaft
c/o Deutsche Bank AG
Securities Production

General Meetings
Postfach 20 01 07

60605 Frankfurt am Main

E-Mail: wp.hv@db-is.com
Telefax: + 49 (0)69 12012-86045

	� Der Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und die Ausübung 
und den Umfang des Stimmrechts in der Hauptversammlung 
maßgebend. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnah-
me an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimm-
rechts als Aktionär nur, wer den besonderen Nachweis des 
Anteilsbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. Verände-
rungen im Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag haben 
für das Teilnahmerecht und den Umfang des Stimmrechts 
keine Bedeutung. Personen, die zum Nachweisstichtag noch 
keine Aktien besessen und ihre Aktien erst nach dem Nach-
weisstichtag erworben haben, sind somit weder teilnahme- 
noch stimmberechtigt, soweit sie sich nicht bevollmächtigen 
oder zur Rechtsausübung ermächtigen lassen. Aktionäre, die 
sich ordnungsgemäß angemeldet und den besonderen Nach-
weis des Anteilsbesitzes erbracht haben, bleiben auch dann 
teilnahmeberechtigt und im Umfang des nachgewiesenen 
Anteilsbesitzes stimmberechtigt, wenn sie ihre Aktien nach 
dem Nachweisstichtag ganz oder teilweise veräußern. Für 
die Dividendenberechtigung hat der Nachweisstichtag keine 
Bedeutung.

	� Nach Zugang der Anmeldung und des Nachweises des An-
teilsbesitzes werden den teilnahmeberechtigten Aktionären 
bzw. ihren Bevollmächtigten die Anmeldebestätigungen für 

mailto:wp.hv%40db-is.com?subject=Anmeldung%20und%20Nachweis%20des%20Anteilsbesitzes
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die virtuelle Hauptversammlung übersandt. Wir bitten die 
Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und die Übersendung 
des Nachweises des Anteilsbesitzes über ihr depotführendes 
Institut Sorge zu tragen, um die Organisation der Hauptver-
sammlung zu erleichtern.

3. �Bild- und Tonübertragung der gesamten 
Hauptversammlung

	� Die gesamte Hauptversammlung wird am Mittwoch, den 
19. Mai 2021 ab 10:00 Uhr (MESZ) für die angemeldeten 
Aktionäre der Gesellschaft oder ihre Bevollmächtigten live 
in Bild und Ton im InvestorPortal auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter hv.lanxess.de übertragen. Die dafür er-
forderlichen Zugangsdaten erhalten die Aktionäre mit der 
Anmeldebestätigung. 

	� Die Rede des Vorstandsvorsitzenden kann auch von sonstigen 
Interessenten live im Internet unter hv.lanxess.de verfolgt 
werden.

4. Stimmrechtsausübung durch Briefwahl 
	� Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten können ihr Stimmrecht 

durch Briefwahl ausüben. Zur Ausübung des Stimmrechts im 
Wege der Briefwahl sind eine Anmeldung und ein Nachweis 
des Anteilsbesitzes (siehe Abschnitt II. 2) erforderlich. 

	� Briefwahlstimmen können schriftlich sowie in Textform (per 
Telefax oder per E-Mail) bis spätestens Dienstag, 18. Mai 2021, 
24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maßgeblich) bei der Gesellschaft 
über folgende Kontaktdaten 

LANXESS Aktiengesellschaft
c/o Computershare Operations Center

80249 München

Telefax: +49 (0)89 309037-4675
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

	� abgegeben werden. Das Briefwahlformular, von dem bei 
der Briefwahl Gebrauch gemacht werden kann, ist auf der 
Anmeldebestätigung abgedruckt und ist auch im Internet 
unter hv.lanxess.de abrufbar. 

	� Briefwahlstimmen können ferner elektronisch im InvestorPor-
tal der Gesellschaft, zu erreichen über die Internetseite der 
Gesellschaft unter hv.lanxess.de, abgegeben werden. Die 
Stimmabgabe durch Briefwahl über das InvestorPortal ist auch 
noch während der Hauptversammlung möglich, muss jedoch 
spätestens bis zu dem vom Versammlungsleiter im Rahmen 
der Abstimmungen festgelegten Zeitpunkt erfolgt sein. 

	� Für Widerruf oder Änderung der abgegebenen Briefwahl
stimmen sowie das Verhältnis zwischen abgegebenen Brief-
wahlstimmen und der Vollmachtserteilung (mit Weisungen) 
an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft gelten die 
Regelungen in Abschnitt II.7. Weitere Einzelheiten zur Brief-
wahl können die Aktionäre den Erläuterungen im Briefwahl- 
und Vollmachtsformular bzw. der Internetseite (hv.lanxess.de) 
entnehmen. 

5. �Stimmrechtsausübung durch von der Gesell-
schaft benannte Stimmrechtsvertreter 

	� Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten haben die Möglich-
keit, für die Ausübung des Stimmrechts von der Gesellschaft 
benannte Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen. Auch 
im Fall der Bevollmächtigung von Stimmrechtsvertretern der 
Gesellschaft sind eine Anmeldung und ein Nachweis des 
Anteilsbesitzes (siehe Abschnitt II.2) erforderlich.

	� Die Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht im Falle ihrer 
Bevollmächtigung nur weisungsgebunden aus. Den Stimm-
rechtsvertretern müssen eine Vollmacht und Weisungen für 
die Ausübung des Stimmrechts zu jedem zur Abstimmung 
stehenden Tagesordnungspunkt erteilt werden. Soweit eine 
ausdrückliche und eindeutige Weisung fehlt, werden sich die 
Stimmrechtsvertreter der Stimme enthalten. Die Ausübung 
bestimmter Teilnahmerechte (wie beispielsweise das Stellen 
von Fragen oder Anträgen, die Abgabe von Erklärungen sowie 
die Erklärung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungs-
beschlüsse) durch die Stimmrechtsvertreter ist nicht möglich. 

	� Die Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter können schriftlich sowie in 
Textform (per Telefax oder per E-Mail) spätestens bis Dienstag, 
18. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maßgeblich) bei 
der Gesellschaft über folgende Kontaktdaten 

LANXESS Aktiengesellschaft
c/o Computershare Operations Center

80249 München

Telefax: +49 (0)89 309037-4675
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

	� erteilt werden. Ein Formular, von dem bei der Vollmachts- und 
Weisungserteilung Gebrauch gemacht werden kann, ist auf 
der Anmeldebestätigung abgedruckt und ist auch im Internet 
unter hv.lanxess.de abrufbar. 

mailto:anmeldestelle%40computershare.de?subject=Stimmrechtsaus%C3%BCbung%20durch%20Briefwahl
mailto:%20anmeldestelle%40computershare.de?subject=%07Stimmrechtsaus%C3%BCbung
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	� Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft können ferner elektronisch im InvestorPortal, 
zu erreichen über die Internetseite der Gesellschaft unter 
hv.lanxess.de, erteilt werden. Die Vollmachts- und Weisungs-
erteilung über das InvestorPortal ist auch noch während der 
Hauptversammlung möglich, muss jedoch spätestens bis 
zu dem vom Versammlungsleiter festgelegten Zeitpunkt im 
Rahmen der Abstimmungen erfolgt sein.

	� Für Widerruf oder Änderung einer erteilten Vollmacht (mit 
Weisungen) an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
sowie das Verhältnis zwischen der Vollmachtserteilung (mit 
Weisungen) an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und 
den abgegebenen Briefwahlstimmen gelten die Regelungen 
in Abschnitt II.7. Weitere Einzelheiten zur Vollmachtserteilung 
können die Aktionäre den Erläuterungen im Briefwahl- und 
Vollmachtsformular bzw. der Internetseite (hv.lanxess.de) 
entnehmen.

6. �Ausübung der Aktionärsrechte durch einen 
Bevollmächtigten

	� Aktionäre können sich nach entsprechender Vollmachtsertei-
lung bei der Ausübung ihres Stimmrechts und ihrer anderen 
Aktionärsrechte durch einen Bevollmächtigten – z. B. einen 
Intermediär, einen Stimmrechtsberater, eine Vereinigung von 
Aktionären oder einen sonstigen Dritten – vertreten lassen. 
Auch im Fall der Bevollmächtigung eines Dritten sind eine 
Anmeldung und ein Nachweis des Anteilsbesitzes (siehe 
Abschnitt II.2) erforderlich.

	� Bevollmächtigte können ebenfalls nicht physisch an der Haupt-
versammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht für von 
ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der Briefwahl 
oder durch Erteilung von (Unter-)vollmacht an die Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft ausüben. Die Nutzung des 
InvestorPortals der Gesellschaft durch den Bevollmächtigten 
setzt voraus, dass der Bevollmächtigte vom Vollmachtgeber 
die mit der Anmeldebestätigung zur Hauptversammlung ver-
sandten Zugangsdaten erhält, sofern die Zugangsdaten nicht 
direkt an den Bevollmächtigten versandt wurden.

	� Die Vollmacht kann durch Erklärung gegenüber dem Bevoll-
mächtigten oder gegenüber der Gesellschaft erteilt werden. 

	� Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der 
Textform, wenn keine Vollmacht nach § 135 AktG erteilt wird. 
Wenn eine Vollmacht nach § 135 AktG (Vollmachtserteilung 
an Intermediäre, Stimmrechtsberater, Aktionärsvereinigungen 
oder geschäftsmäßig Handelnde) erteilt wird, besteht kein 
Textformerfordernis. Die Vollmachtserklärung muss jedoch 
vom Bevollmächtigten nachprüfbar festgehalten werden. Die 
Vollmachtserklärung muss zudem vollständig sein und darf 

nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen 
enthalten. Aktionäre werden gebeten, sich in diesen Fällen 
rechtzeitig mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form 
der Vollmacht abzustimmen.

	� Die Vollmacht kann gegenüber der Gesellschaft schriftlich 
sowie in Textform (per Telefax oder per E-Mail) spätestens bis 
Dienstag, 18. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maß-
geblich) bei der Gesellschaft über folgende Kontaktdaten 

LANXESS Aktiengesellschaft
c/o Computershare Operations Center

80249 München

Telefax: +49 (0)89 309037-4675
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

	� erteilt werden. Entsprechendes gilt für den Nachweis einer 
gegenüber dem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht. Ein 
Formular, von dem bei der Vollmachtserteilung Gebrauch 
gemacht werden kann, ist auf der Anmeldebestätigung abge-
druckt und ist auch im Internet unter hv.lanxess.de abrufbar.

	� Die Erteilung der Vollmacht gegenüber der Gesellschaft kann 
auch elektronisch im InvestorPortal der Gesellschaft über die 
Internetseite der Gesellschaft unter hv.lanxess.de erfolgen. 
Die Vollmachtserteilung über das InvestorPortal ist auch noch 
während der virtuellen Hauptversammlung möglich, muss 
jedoch spätestens bis zum Beginn der Abstimmungen zu dem 
vom Versammlungsleiter festgelegten Zeitpunkt erfolgt sein. 
Ein Nachweis einer gegenüber dem Bevollmächtigten erteilten 
Vollmacht über das InvestorPortal ist ebenfalls nicht möglich.

	� Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann 
die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 
Weitere Einzelheiten zur Vollmachtserteilung können die Aktio-
näre den Erläuterungen im Briefwahl- und Vollmachtsformular 
bzw. der Internetseite (hv.lanxess.de) entnehmen.

mailto:anmeldestelle%40computershare.de?subject=Vollmachtserkl%C3%A4rung
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7. �Änderung und Widerruf von abgegebenen 
Briefwahlstimmen oder erteilten Vollmach-
ten und Weisungen, Verhältnis von Brief-
wahlstimmen zu erteilten Vollmachten und 
Weisungen sowie weitere Informationen 
zur Stimmrechtsausübung

	� Ein Widerruf oder eine Änderung von abgegebenen Brief-
wahlstimmen oder erteilten Vollmachten und Weisungen des 
Stimmrechtsvertreters kann schriftlich sowie in Textform (per 
Telefax oder per E-Mail) spätestens bis Dienstag, 18. Mai 
2021, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maßgeblich) über folgende 
Kontaktdaten 

LANXESS Aktiengesellschaft
c/o Computershare Operations Center

80249 München

Telefax: +49 (0)89 309037-4675
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

	� erfolgen. 

	� Ein Widerruf oder eine Änderung ist auch über das Investor-
Portal bis zu dem vom Versammlungsleiter im Rahmen der 
Abstimmungen festgelegten Zeitpunkt möglich.

	� Wenn neben Briefwahlstimmen auch Vollmacht und Wei-
sungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft für ein 
und denselben Aktienbestand eingehen, werden stets die 
Briefwahlstimmen als vorrangig angesehen; die Stimmrechts
vertreter der Gesellschaft werden insoweit von einer ihnen 
erteilten Vollmacht keinen Gebrauch machen und die betref-
fenden Aktien nicht vertreten. 

	� Wenn darüber hinaus für ein und denselben Aktienbestand 
auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander ab-
weichende Erklärungen eingehen und nicht erkennbar ist, 
welche zuletzt abgeben wurde, werden diese in folgender 
Reihenfolge berücksichtigt: 1. per Internet (InvestorPortal), 
2. per E-Mail, 3. per Telefax und 4. in Papierform. 

	� Weitere Einzelheiten hierzu können die Aktionäre den Erläu-
terungen im Briefwahl- und Vollmachtsformular sowie der 
Internetseite (hv.lanxess.de) entnehmen.

8. �Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung 
gemäß § 122 Absatz 2 AktG

	� Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000 
erreichen (Letzteres entspricht 500.000 Aktien), können ge-
mäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die 
Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem 
neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-
schlussvorlage beiliegen. 

	� Ein Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft 
zu richten. Es wird gebeten, das Verlangen an folgende 
Adresse zu richten:

An den Vorstand der
LANXESS Aktiengesellschaft

Abteilung Legal & Compliance
Kennedyplatz 1

50569 Köln

	� Das Verlangen muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage 
vor der Versammlung zugehen, spätestens also Sonntag, 
18. April 2021, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maßgeblich). 
Ein später zugegangenes Ergänzungsverlangen wird nicht 
berücksichtigt. 

	� Das Ergänzungsverlangen wird nur berücksichtigt, wenn die 
Antragssteller nachweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen 
vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber des oben 
genannten Mindestaktienbesitzes sind und dass sie den 
Mindestbesitz bis einschließlich zur Entscheidung des Vor-
stands über das Ergänzungsverlangen gehalten haben. 

	� Beschlussvorlagen, die zu berücksichtigenden Ergänzungs
verlangen beiliegen, gelten als in der virtuellen Hauptversamm-
lung gestellt, wenn der das Verlangen stellende Aktionär zur 
Hauptversammlung angemeldet ist und den Nachweis seines 
Anteilsbesitzes erbracht hat (siehe Abschnitt II.2).

	� Weitergehende Erläuterungen finden sich auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter hv.lanxess.de.

mailto:anmeldestelle%40computershare.de?subject=
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9. �Anträge und Wahlvorschläge von 
Aktionären gemäß §§ 126 Absatz 1 und 127 
AktG, § 1 Absatz 2 Satz 3 Covid-19-Gesetz

	� Aktionäre können Anträge mit Begründung gegen die Vor-
schläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem be-
stimmten Punkt der Tagesordnung stellen sowie Vorschläge 
zur Wahl von Prüfern (Tagesordnungspunkt 5) unterbreiten.

	� Derartige Anträge und Wahlvorschläge sind an die nach
stehende Adresse zu richten und müssen mindestens 14 Tage 
vor der Hauptversammlung, also spätestens bis Dienstag, 
4. Mai 2021, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang maßgeblich), dort 
zugegangen sein: 

 LANXESS Aktiengesellschaft
Abteilung Legal & Compliance

Kennedyplatz 1
50569 Köln

Telefax: +49 (0)221 8885-4806
E-Mail: hv2021@lanxess.com

	� Fristgerecht bei vorstehender Adresse mit Nachweis der 
Aktionärseigenschaft eingegangene Anträge und Wahlvor-
schläge werden, soweit sie den anderen Aktionären zugänglich 
zu machen sind, im Internet unter hv.lanxess.de unverzüglich 
veröffentlicht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung 
werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse ver-
öffentlicht. Anderweitig adressierte oder nicht fristgerecht 
eingegangene Anträge und Wahlvorschläge werden nicht 
berücksichtigt. 

	� Zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge gelten 
als in der Hauptversammlung gestellt, wenn der den Antrag 
stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär zur 
Hauptversammlung angemeldet ist und den Nachweis seines 
Anteilsbesitzes erbracht hat (siehe Abschnitt II.2). Das Recht 
des Versammlungsleiters, im Rahmen der Abstimmung zuerst 
über die Vorschläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, 
bleibt hiervon unberührt.

	� Weitergehende Erläuterungen, insbesondere zu den Umstän-
den, unter denen Gegenanträge und Wahlvorschläge nicht 
zugänglich zu machen sind, finden sich auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter hv.lanxess.de.

10. �Fragerecht nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nr. 3, 
Satz 2 Covid-19-Gesetz

	� Aktionäre haben während der virtuellen Hauptversammlung 
kein Auskunftsrecht nach § 131 Absatz 1 AktG. Aktionäre, 
die angemeldet sind und den Nachweis des Anteilsbesitzes 
(siehe Abschnitt II.2) erbracht haben, oder ihre Bevollmäch-
tigten haben jedoch das Recht, der Gesellschaft vorab 
Fragen bis spätestens einen Tag vor der virtuellen Haupt-
versammlung, d.h. spätestens bis Montag, 17. Mai 2021, 
24:00 Uhr (MESZ) im Wege elektronischer Kommunika
tion in deutscher Sprache einzureichen. Hierfür steht unter  
hv.lanxess.de das InvestorPortal zur Verfügung. Eine ander
weitige Form der Übermittlung ist ausgeschlossen. Danach 
und während dieser Hauptversammlung können keine Fra-
gen eingereicht oder gestellt werden. 

	� Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem 
Ermessen, wie er eingereichte Fragen beantwortet (§ 1 
Absatz 2 Satz 2 Covid-19-Gesetz). Die Beantwortung erfolgt 
gemäß den inhaltlichen Vorgaben des § 131 AktG. Fragen 
und deren Beantwortung sollen, soweit möglich, thematisch 
zusammengefasst werden. Im Rahmen der Fragenbeantwor-
tung behält sich der Vorstand vor, den Namen des Aktionärs 
bzw. des Aktionärsvertreters anzugeben, sofern der Aktionär 
bzw. der Aktionärsvertreter eingewilligt hat.

	� Weitergehende Erläuterungen finden sich auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter hv.lanxess.de.

11. �Widerspruch nach § 245 Nr. 1 AktG,  
§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 Covid-19-Gesetz

	� Aktionäre, die angemeldet sind und den Nachweis des 
Anteilsbesitzes erbracht haben (siehe Abschnitt II.2), können 
vom Beginn bis zum Ende der virtuellen Hauptversammlung 
über das InvestorPortal der Gesellschaft (hv.lanxess.de) auf 
elektronischem Weg Widerspruch gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung zu Protokoll des amtierenden Notars 
erklären. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können 
keine Widersprüche gegen Beschlüsse der Hauptversamm-
lung zu Protokoll des amtierenden Notars erklären.

12. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte
	� Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 

sind insgesamt 87.447.852 Stückaktien ausgegeben. Jede 
ausgegebene Aktie gewährt eine Stimme. Die Gesellschaft 
hält im Zeitpunkt der Einberufung 1.101.549 eigene Aktien. 
Aus diesen eigenen Aktien stehen der Gesellschaft keine 
Stimmrechte zu. 

mailto:hv2021%40lanxess.com?subject=


Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 16

13. �Informationen auf der Internetseite der 
Gesellschaft und Datenschutz

	� Gemäß § 124a AktG sind diese Einladung zur Haupt
versammlung, die der Hauptversammlung zugänglich zu 
machenden Unterlagen und weitere Informationen im Zu-
sammenhang mit der Hauptversammlung den Aktionären 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter hv.lanxess.de 
zugänglich. Nach der Hauptversammlung werden die Ab-
stimmungsergebnisse auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter hv.lanxess.de veröffentlicht. Informationen zum Daten
schutz für Aktionäre finden sich in der Anlage zu dieser 
Einberufung (siehe Abschnitt III.).

Köln, im April 2021

LANXESS Aktiengesellschaft
Der Vorstand

III. �INFORMATION ZUM DATENSCHUTZ 
FÜR AKTIONÄRE

Die LANXESS Aktiengesellschaft, Kennedyplatz 1, 50569 Köln 
verarbeitet als Verantwortlicher personenbezogene Daten 
der Aktionäre (z.B. Name und Vorname, Anschrift, E-Mail-
Adresse, Aktienanzahl, Besitzart der Aktien und Nummer der 
Anmeldebestätigung) sowie gegebenenfalls personenbezogene 
Daten der Aktionärsvertreter auf Grundlage der geltenden 
Datenschutzgesetze. 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten von Aktionären 
und Aktionärsvertretern ist für die ordnungsgemäße Vorberei-
tung und Durchführung der virtuellen Hauptversammlung, für die 
Stimmrechtsausübung der Aktionäre sowie für die Verfolgung im 
Wege elektronischer Zuschaltung rechtlich zwingend erforderlich. 

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Absatz 1 Satz 1 
lit. c) DS-GVO i.V.m. §§ 118 ff. AktG sowie i.V.m. § 1 Covid-19-
Gesetz. Darüber hinaus können Datenverarbeitungen, die für die 
Organisation der virtuellen Hauptversammlung erforderlich sind, 
auf Grundlage überwiegender berechtigter Interessen erfolgen 
(Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. f) DS-GVO). Die LANXESS Aktien
gesellschaft erhält die personenbezogenen Daten der Aktionäre 
in der Regel über die Anmeldestelle von dem Kreditinstitut, das 
die Aktionäre mit der Verwahrung ihrer Aktien beauftragt haben 
(sog. Depotbank). 

Die von der LANXESS Aktiengesellschaft für die Zwecke der 
Ausrichtung der virtuellen Hauptversammlung beauftragten 
Dienstleister verarbeiten die personenbezogenen Daten der 
Aktionäre und Aktionärsvertreter ausschließlich nach Weisung 
der LANXESS Aktiengesellschaft und nur soweit dies für die 
Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich ist. Alle 
Mitarbeiter der LANXESS Aktiengesellschaft und die Mitarbeiter 
der beauftragten Dienstleister, die Zugriff auf personenbezogene 
Daten der Aktionäre bzw. Aktionärsvertreter haben und/oder 
diese verarbeiten, sind verpflichtet, diese Daten vertraulich zu 
behandeln. Darüber hinaus werden personenbezogene Daten 
von Aktionären bzw. Aktionärsvertretern, die ihr Stimmrecht aus-
üben, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften (insbesondere 
das Teilnehmerverzeichnis, § 129 AktG) anderen Aktionären 
und Aktionärsvertretern zur Verfügung gestellt. Dies gilt auch 
für Fragen, die Aktionäre bzw. Aktionärsvertreter gegebenenfalls 
vorab eingereicht haben (§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 Covid-19-
Gesetz). Im Rahmen der Fragenbeantwortung behält sich der Vor-
stand vor, den Namen des Aktionärs bzw. des Aktionärsvertreters 
anzugeben, sofern der Aktionär bzw. der Aktionärsvertreter ein-
gewilligt hat. Personenbezogene Daten von Aktionären bzw. 
Aktionärsvertretern werden ferner bei Anträgen auf Ergänzung 
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der Tagesordnung, Gegenanträgen, Wahlvorschlägen oder einge-
reichten Widersprüchen im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 
unter bestimmten Voraussetzungen veröffentlicht oder anderen 
Aktionären und Aktionärsvertretern zugänglich gemacht oder 
zur Verfügung gestellt.

Die LANXESS Aktiengesellschaft löscht die personenbezogenen 
Daten der Aktionäre und Aktionärsvertreter im Einklang mit den 
gesetzlichen Regelungen, insbesondere wenn die personen
bezogenen Daten für die ursprünglichen Zwecke der Erhebung 
oder Verarbeitung nicht mehr notwendig sind, die Daten nicht 
mehr im Zusammenhang mit etwaigen Verwaltungs- oder 
Gerichtsverfahren benötigt werden und keine gesetzlichen Auf-
bewahrungspflichten bestehen.

Unter den gesetzlichen Voraussetzungen haben die Aktionäre 
bzw. Aktionärsvertreter das Recht, Auskunft über ihre verarbeite-
ten personenbezogenen Daten zu erhalten und die Berichtigung 
oder Löschung ihrer personenbezogenen Daten oder die Ein-
schränkung der Verarbeitung zu beantragen. Zudem steht den 
Aktionären bzw. Aktionärsvertretern ein Beschwerderecht bei 
den Aufsichtsbehörden zu. Werden personenbezogene Daten 
auf Grundlage von Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. f) DS-GVO verar-
beitet, steht den Aktionären bzw. Aktionärsvertretern unter den 
gesetzlichen Voraussetzungen auch ein Widerspruchsrecht zu.

Für Anmerkungen und Rückfragen zu der Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten erreichen Aktionäre bzw. Aktionärs
vertreter den Datenschutzbeauftragten der LANXESS Aktien
gesellschaft unter:

LANXESS Aktiengesellschaft
Der Datenschutzbeauftragte

Kennedyplatz 1
50569 Köln

E-Mail: datenschutz@lanxess.com

Weitere Informationen zum Datenschutz erhalten Aktionäre und  
Aktionärsvertreter auf der Internetseite der LANXESS Aktien- 
gesellschaft unter hv.lanxess.de/datenschutzhinweise_fuer_ 
aktionaere. 

mailto:datenschutz%40lanxess.com?subject=Anmerkungen%20und%20R%C3%BCckfragen%20zu%20der%20Verarbeitung%20von%20personenbezogenen%20Daten
http://hv.lanxess.de/datenschutzhinweise_fuer_aktionaere
http://hv.lanxess.de/datenschutzhinweise_fuer_aktionaere
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